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Ergänzungen zur Stellungnahme der LPEN zum Landespsychiatrieplan  (I)
Ich stimme den Anmerkungen der Behindertenbeauftragten der Landesregierung zu. Ergänzen möchte ich folgendes:
Zum Bereich Partizipation und Teilhabe (3.6.)
Mich erfreut der Stellenwert, der der Peer Beratung zugemessen wird. Seit über zwanzig Jahren existiert sie, personell und materiell kaum gefördert. Ex-In ist nur ein kleiner Bestandteil dieser Bewegung. Es entspricht daher der Realität, alle Ansätze von Peer Beratung in die Förderung einzubeziehen. Ich begrüße die Absicht, kommunale Selbsthilfekontaktstellen einzurichten, möchte dies aber ergänzt wissen um eine angemessene Förderung der Landesarbeitsgemeinschaft Psychiatrie Erfahrener Niedersachsen e.V (LPEN)., die seit über 20 Jahren im Selbsthilfebereich tätig ist, und dringend eine materielle und personelle Grundausstattung benötigt. Es versteht sich, dass  in den Selbsthilfekontaktstelllen und der LPEN ausschließlich Menschen beschäftigt werden, die in doppelter Hinsicht qualifiziert sind: in der Psychiatrie als Patient erfahren und entsprechend fachlich qualifiziert in unterschiedlichen Arbeitsbereichen. Ich folge der Auffassung von Frau Wontorra, dass das Entwicklungsprojekt "Partizipation" nicht nur bei Modellprojekten, sondern in die komplette Entwicklungsplanung einfließen und erwähnt werden soll.
Zum Bereich  Arbeit und Beschäftigung
Dieser Bereich soll als ein prioritäres Entwicklungsfeld formuliert werden. Er könnte zwischen 5 und 6 stehen. Die von der Behindertenbeauftragten Frau Wontorra in diesem Zusammenhang aufgestellten Forderungen, insbesondere auch hinsichtlich modellhafter Erprobung von Budgetbüros, unterstütze ich. Besonders wichtig ist mir die Entwicklung von Modellprojekten, die verhindern, dass Arbeitnehmer psychisch krank werden, oder nach einer Erkrankung nicht mehr ins Arbeitsleben zurückkehren.  Ergänzend dazu halte ich es für wichtig, dass von psychische Erkrankung betroffene Arbeitnehmer bereits in der Sozialpsychiatrie regelhaft über ihre Rechte auf Schutz des Arbeitsplatzes und Wiedereingliederung informiert werden. Menschen mit psychischen Erkrankungen, die nicht mehr im Arbeitsleben stehen, wünschen sich häufig Zuverdienstarbeitsplätze, die ihren Talenten entsprechen, sie aber nicht überfordern und in die "Normalgesellschaft" eingebunden sind. Arbeit und Beschäftigung müssen sich dann daran messen lassen, inwieweit es gelingt, inklusiv zu wirken und Gesundheit zu fördern. Als Anlage übersende ich Ihnen den Entwurf eines Entwicklungsprojektes "gesund arbeiten", den ich seinerzeit der Fachkommission sowie der Beratungsfirma zukommen ließ.
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